
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Studienrorderungsgesetz 1992 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Ansprüche auf 

1. Studienbeihilfe, 
2. Versicherungskostenbeiträge, 
3. Studienabschlußstipendien und 
4. Beihilfe für Auslandsstudien. 

(2) Weiters können auf Grund dieses Bundesgesetzes 
1. Fahrtkostenzuschüsse, 
2. Reisekostenzuschüsse, 
3. Sprachstipendien, 
4. Leistungsstipendien, 
5. Förderungsstipendien und 
6. Studienunterstützungen 

zuerkannt werden. 

§ 3. (1) ... 

(2) Den im Abs. 1 genannten, mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schu­
len sind Privatschulen gleichgestellt, 

1. die erstmals um das Öffentlichkeitsrecht angesucht haben oder 
2. denen im vorangegangenen Schuljahr das Öffentlichkeitsrecht verliehen 

(und nicht entzogen) worden ist, wenn sie für das laufende Schuljahr 
um die neuerliche Verleihung angesucht haben. 

(3) Unter Akademien werden im folgenden die im Abs. 1 Z 4, 5 und 6 ge­
nannten Einrichtungen verstanden. 

(4) Voraussetzung für den Anspruch auf Studienbeihilfe für die in Abs. 1 
genannten Studierenden ist die Inskription, soweit eine solche in den Studien­
und Ausbildungsvorschriften vorgesehen ist. Semester, für die eine Inskription 
oder grundSätzlich im vollen Umfang die Zulassung zum Studien- und Prü­
fungsbetrieb besteht, sind für die Anspruchsdauer (§ 18) des Studiums zu be­
rücksichtigen. 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Ansprüche von Studierenden, die ein 
Vollzeitstudium betreiben, auf 

1. Studienbeihilfen, 
2. Versicherungskostenbeiträge und 
3 .  Beihilfen für Auslandsstudien. 

(2) Weiters können auf Grund dieses Bundesgesetzes 
1. Fahrtkostenzuschüsse, 
2 .  Studienabschluss-Stipendien, 
3. Reisekostenzuschüsse, 
4. Sprachstipendien, 
5. Leistungsstipendien, 
6. Förderungsstipendien und 
7. Studienunterstützungen 

zuerkannt werden. 

§ 3. (1) ... 

(2) Den im Abs. 1 genannten österreichischen Universitäten sind in Öster­
reich gelegene Bildungseinrichtungen, die nach den Bestimmungen des Uni­
versitäts-Akkreditierungsgesetzes - UniAkkG, BGBL I Nr. 168/1999, als Pri­
vatuniversitäten akkreditiert sind, gleichgestellt. Der Bundesminister für Bil­
dung, Wissenschaft und Kultur hat durch Verordnung zu bestimmen, für wel­
che Studiengänge an Privatuniversitäten Förderungen nach diesem Bundesge­
setz gewährt werden können. Voraussetzung hiefür ist jedenfalls, dass diese 
Studiengänge zu einem akademischen Grad führen, welcher nach internatio­
nalem Standard für mindestens dreijährige Vollzeitstudien verliehen wird. Die 
Verordnung hat insbesondere die Anspruchsdauer auf Studienbeihilfe unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Studiendauer, den Nachweis des günstigen 
Studienerfolges unter Berücksichtigung der Lehrveranstaltungen und Prüfun­
gen aus Pflicht- und Wahlfächern und die Voraussetzungen für das Erlöschen 
des Anspruches festzulegen. 
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Geltende Fassung: 

§ 11. (1) Das Einkommen im Sinne dieses Bundesgesetzes ist wie folgt 
nachzuweisen: 

1. grundsätzlich durch die Vorlage des Einkommensteuerbescheides über 
das zuletzt veranlagte,spätestens jedoch über jenes Kalenderjahr, das 
dem B eginn des laufenden Studienjahres vorangegangen ist, 

§ 15. (1) ... 

(3) Anspruch auf Studienbeihilfe für ein Doktoratsstudium besteht trotz Ab­
sol vierung eines Diplomstud iums oder einen Fachhochschul-Studienganges, 
wenn der Studierende das Doktoratsstudium spätestens zwölf Monate n ach Ab­
schluß des Diplomstudiums oder des Fachhochschul-S tudienganges aufge­
nommen hat. Kein Anspruch bes teht für das Doktoratsstudium, wenn die vor­
gesehene Studienzeit zur Absolvierung des zweiten und dritten Studienab­
sch nittes des Diplomstudiums um mehr als zwei Semester überschritten wurde. 

(4) Wenn für den zweiten oder dritten StudienabschniH eines Vorstudiums 
Studienbeihilfe bezogen wurde, besteht außer in den Fällen des § 17 Abs. 2 
und 3 kein Anspruch auf Studienbeihilfe. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 11. (1) Das Einkommen im Sinne dieses Bundesgesetzes ist wie folgt 
nachzuweisen: 

1. grundsätzlich durch die Vorlage des Einkommensteuerbescheides über 
das zuletzt veranlagte, spätestens jedoch über jenes Kalenderjahr, das 
dem Beginn des laufenden S tudienjahres vorangegangen ist; der Ein­
kommensteuerbescheid einer Arbeitnehmerveranlagung ist nicht heran­
zuziehen, wenn das zuletzt veranlagte Jahr mehr als drei Jahre zurück­
liegt und im gemäß Z 2 maßgeblichen Kalenderjahr ausschließlich 
lohnsteuerpflichtige Einkommen bezogen wurden, 

§ 15. (1) ... 

(3) Anspruch auf Studienbeihilfe für ein Magisterstudium besteht trotz Ab­
sol vierung eines Bakkalaureatsstudiums, wenn der Studierende 

1. das Magisterstudium s pätestens 18 Monate nach Abschluss des Bakka­
laureatsstudiums aufgenommen hat, 

2. die vorgesehene Studienzeit zur Absolvierung des B akkalaureatsstudi­
ums um nicht mehr als zwei Semester überschritten h at und 

3. zwischen Abschluss des Bakkalaureatsstudiums und Aufnahme des 
Magisterstudiums kein anderes S tudium betrieben hat. 

(4) Anspruch auf Studienbeihi lfe für ein Doktoratsstudium besteht trotz Ab­
solvierung ei nes Diplomstudiums oder eines Bakkalaureatsstudiums und eines 
an ein B akkalaureatsstudium anschließendes Magisterstudiums oder eines 
Fachhochschul-Studienganges, wenn der Studierende 

1. d as Doktoratsstudium spätestens zwölf Monate nach Abschluss des vor­
angegangenen Studiums aufgenommen hat, 

2.  die vorgesehene Studienzeit zur Absolvierung des zweiten und dritten 
Studienabschnittes des Diplomstudiums oder des Bakkalaureatsstudi­
ums oder des daran anschließenden Magisterstudiums oder des Fach­
h ochschul-Studienganges um nicht mehr als zwei Semester überschrit­
ten hat und 

3. nach Abschluss des vorangegangenen Studiums gemäß Z 2 und vor 
Aufnahme des Doktoratsstudiums kein anderes Studium betrieben hat. 
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Geltende Fassung: 

§ 17. ( 1 )  . . . 

(4) Ein Studien wechsel im Sinne des Abs. 1 Z 2 ist nicht zu beachten, wenn 
der Studierende de ersten Studienabschnitt jenes Studiums, das er nach dem 
Studienwechsel betrieben hat, innerhalb der Anspruchsdauer (§ 18) absolviert 
hat. 

§ 18. (1) Die Anspruchsdauer umfaßt grundsätzlich die zur Absolvierung 
von Diplomprufungen, Rigorosen, Lebramtsprüfungen oder anderen das Studi­
um oder den Studien abschnitt abschließenden Prüfungen vorgesehene Studien­
zeit zuzüglich eines weiteren Semesters. Sofern das Ausbildungsjahr nicht in 
Semester gegliedert ist, umfaßt die Anspruchsdauer die vorgesehene Studien­
zeit zuzüglich eines halben Ausbildungsjahres. Wenn wichtige Gründe für die 
Überschreitung dieser Zeitspanne vorliegen, kann die Anspruchsdauer entspre­
chend verlängert werden (§ 19). 

§ 19. (1) ... 

(6) Der Leiter der Studienbehilfenbehärde hat auf Antrag des Studierenden 
und nach Anhörung des zuständigen Senates der Studienbeihilfenbehärde 

1. bei Studien im Ausland, überdurchschnittlich umfangreichen und zeit­
aufwendigen wissenschaftlichen Arbeiten oder ähnlichen außerge­
wöhnlichen Studien belastungen die Anspruchsdauer um ein weiteres 
Semester zu verlängern oder 

2. bei Vorliegen wichtiger Gründe im Sinne der Z lader der Abs. 2, 3 und 
4 die Überschreitung der zweifachen Studienzeit des ersten Studienab­
schnittes zuzüglich eines Semesters (§ 20 Abs. 2 und § 2 1  Abs. 2) oder 
die Überschreitung der Studienzeit des zweiten und dritten Studienab­
schnittes um mehr als vier Semester (§ 15 Abs. 2) nachzusehen, 

wenn das überwiegende Ausmaß der Studienzeitüberschreitung auf die ge­
nannten Gründe zurückzuführen und auf Grund der bisherigen Studienleistun­
gen zu erwarten ist, daß der Studierende die Diplomprüfung (das Rigorosum) 
innerhalb der Anspruchsdauer ablegen wird. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§17. (1) ... 

(4) Ein Studienwechsel im Sinne des Abs. 1 Z 2 ist nicht mehr zu beachten, 
wenn der Studierende in dem nunmehr gewählten Studium so viele Semester 
wie in den vor dem Studienwechsel betriebenen Studien zurückgelegt hat. 

§ 18. ( 1) Die Anspruchsdauer umfasst grundsätzlich die zur Absolvierung 
von Diplomprufungen, Bakkalaureatsprüfungen, Magisterprüfungen, Rigoro­
sen, Lehramtsprüfungen oder anderen das Studium oder den Studienabschnitt 
abschließenden Prüfungen vorgesehene Studienzeit zuzüglich eines weiteren 
Semesters. Sofern das Studien- oder Ausbildungsjahr nicht in Semester geglie­
dert ist, umfasst die Anspruchsdauer die vorgesehene Studienzeit zuzüglich 
eines halben Studien- oder Ausbildungsjahres. Sie richtet sich nach den Aus­
zahlungsterminen des Semesters oder des Studien- oder Ausbildungsjahres 
(§ 47 Abs. 1). Wenn wichtige Gründe für die Überschreitung dieser Zeitspanne 
vorliegen, kann die Anspruchsdauer entsprechend verlängert werden (§ 19). 

§ 19. (1) ... 

(6) Der Leiter der Studienbeihilfenbehörde hat auf Antrag des Studierenden 
1. bei Studien im Ausland, überdurchschnittlich umfangreichen und zeit­

aufwendigen wissenschaftlichen Arbeiten oder ähnlichen außerge­
wöhnlichen Studienbelastungen die Anspruchsdauer um ein weiteres 
Semester zu verlängern oder 

2. bei Vorliegen wichtiger Gründe im Sinne der Z lader der Abs. 2, 3 und 
4 die Überschreitung der zweifachen Studienzeit des ersten Studienab­
schnittes zuzüglich eines Semesters (§ 20 Abs. 2), die Überschreitung 
der Studienzeit des zweiten und dritten Studienabschnittes des Diplom­
studiums, die Überschreitung der Studienzeit des Bakkalaureatsstudi­
ums oder des Magisterstudiums oder des Fachhochschul-Studienganges 
um mehr als zwei Semester (§ 15 Abs. 3 und 4) nachzusehen, 

wenn das überwiegende Ausmaß der Studienzeitüberschreitung auf die ge­
nannten Gründe zurückzuführen und auf Grund der bisherigen Studienleistun­
gen zu erwarten ist, dass der Studierende die Diplomprüfung, die BakkaJau­
reatsprüfung, die Magisterprüfung oder das Rigorosum innerhalb der An­
spruchsdauer ablegen wird. Vor Erlassung des Bescheides ist innerhalb von 
sechs Wochen an Universitäten und Universitäten der Künste dem Studiende-
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Geltende Fassung: 

§ 20.(l) . . .  

(3) Der gemäß Abs. 1 Z 2 vorgesehene Nachweis hat folgenden Umfang: 
1. bei Diplomstudien 10 vH der in der Anlage 1 zum UniStG für die je­

weilige S tudienrichtung festgelegten unteren Grenze des Gesamtstun­
denrahmens, jedoch nicht weniger als 14 und nicht mehr als 22 Seme­
sterstunden, oder zwei Fachprüfungen der ersten Diplomprüfung; 

2. bei Lehramtsstudien gemäß Anlage 1 Z 3 zum UniStG für j edes Unter­
richtsfach 10 vB der in dieser Anlage für das jeweilige Unterrichtsfach 
festgelegten unteren Grenze des Gesarntstundenrahmens, jedoch nicht 
weniger als sieben und nicht. mehr als elf Semesterstunden, oder eine 
Fachprüfung der ersten Diplomprüfung; 

3. bei Doktoratsstudien sechs Semesterstunden. 

(4) Für Studienrichtungen, die nach dem AHStG eingerichtet wurden, sind 
Art und Umfang des Nachweises gemäß Abs. 1 Z 2 unter Berücksichti gung der 
besonderen Studiengesetze, Studienordnungen und Studienpläne vom zustän­
digen akademischen Organ durch Verordnurrg zu bestimmen. Sie bedarf der 
Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr . Dieser hat 
die Genehmigung zu v erweigern, wenn die Verordnung gegen gesetzliche Vor­
schriften ver stößt oder Studiennachweise vorsieht, die über die in den Studien­
ordnungen und S tudienplänen vorgesehenen Prüfungen hinausgehen. 

(5) Wenn das zuständige akademische Organ innerhalb von sechs Monaten 
ab Inkrafttreten von Rechtsvorschriften, die die Erlassung oder Änderung einer 
Verordnung gemäß Abs. 3 erfordern, keine den Rechtsvorschriften entspre­
chende Verordnung erläßt, hat ihm der Bundesminister für Wissenschaft und 

Vorgeschlagene Fassung: 

kan, sonst dem Leiter der Ausbildungseinrichtung Gelegenheit zu geben, zu 
Vorbringen von Studierenden ü ber im Bereich der Ausbildungseinrichtung 
verursachte S tudienverzögerungen Stellung zu nehmen. 

§ 20. (1) . . .  

4. nach dem sechsten Semester jeder S tudienrichtung, die nicht in Studi­
enabschnitte gegliedert ist oder deren vorgesehene Studienzeit im ersten 
Studienabschnitt mindestens sechs Semester umfasst , durch Zeugnisse 
über erfolgreich absolvierte Lehrveranstaltungen und Prüfungen aus 
Pflicht- und Wahlfächern in einem der Studienzeit entsprechenden 
Ausmaß. 

(3) Der gemäß Abs. 1 Z 3 vorgesehene Nachweis hat folgenden Umfang: 
1. bei Diplomstudien und Bakkalaureatsstudien 10 vB der in der Anlage 1 

zum UniStG für die jeweilige Studienrichtung festgelegten unteren 
Grenze des Gesamtstundenrahmens, jedoch nicht weniger als 1 4  und 
nicht mehr als 22 Semesterstunden, oder zwei Fachprüfungen der ersten 
Diplomprüfung oder der Bakkalaureatsprüfung, soweit im Folgenden 
nichts anderes fest gelegt ist; 

2 .  bei Lehramtsstudien gemäß Anlage 1 Z 3 zum UniStG für jedes Unter­
richtsfach 10 vB der in dieser Anlage für das jeweilige Unterrichtsfach 
festgelegten unteren Grenze des Gesamtstundenrahmens ,  jedoch nicht 
weniger als sieben und nicht mehr als elf Semesterstunden, oder eine 
Fachprüfung der ersten Diplomprüfung; 

3 .  bei Magisterstudien zehn Semesterstunden, 
4. bei Doktoratsstudien sechs Semesterstunden. 

(4) Der gemäß Abs. 1 Z 4 vorgesehene Nac hweis umfasst 50 vB der in der 
Anlage 1 zum Uni StG für die jeweilige Studienrichtung festgelegten unteren 
Grenze des Gesamtstundenrahmens. 

(5) Für S tudienrichtungen, die nach dem AHStG eingerichtet wurden, sind 
Art und Umfang des Nachweises gemäß Abs. 1 Z 2 unter Berücksichtigung der 
besonderen Studiengesetze, S tudienordnungen und S tudienpläne vom zustän­
digen akademischen Organ durch Verordnung zu bestimmen. 
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Geltende Fassung: 

Verkehr den Entwurf einer solchen Verordnung zu übermitteln. Erläßt die aka­
demische Behörde auf Grund dieses Entwurfes binnen einem Monat keine ent­
sprechende Verordnung, so hat der Bundesminister für Wissenschaft und Ver­
kehr nach Anhörung der Österreichischen Hochschülerschaft eine Verordnung 
gemäß Abs. 4 zu erlassen. 

(6) Auf Antrag eines Studierenden, dem gemäß § 17 UniStG ein individu­
elles Diplomstudium oder gemäß § 13 Abs. 3 AHStG ein studium irregulare 
bewilligt wurde, hat der Leiter der Studienbeihilfenbehörde den Nachweis ei­
nes günstigen Studienerfolgs gemäß Abs. 1 vorzuschreiben. Gleichzeitig hat er 
jenen Senat der Studienbeihilfenbehörde zu bestimmen, der über Vorstellungen 
des Studierenden zu entscheiden hat. Gegen den Bescheid ist eine Berufung 
unter Anwendung des § 46 zulässig. Die §§ 42 bis 45 sind nicht anzuwenden. 

§ 21. (1) An Universitäten der Künste ist für Studien, die nach dem KHStG 
eingerichtet wurden, der Nachweis des günstigen Studienerfolges zu erbringen: 

1. in den ersten beiden Semestern durch die Zulassung als ordentlicher 
Studierender; 

2. nach dem zweiten und nach jedem weiteren Semester durch den Nach­
weis der positiven Beurteilung aus allen zentralen künstlerischen Fä­
chern der jeweiligen Studienrichtung unbeschadet der Bestimmung des 
§ 7 Abs. 9 UniStG; 

3. nach dem zweiten Semester und nach dem sechsten Semester durch 
Zeugnisse über erfolgreich absolvierte Lehrveranstaltungen und Prü­
fungen aus sonstigen Pflichtfächern der jeweiligen Studienrichtung in 
einem der zurückgelegten Studienzeit entsprechenden Ausmaß; 

4. nach jedem Studienabschnitt durch die Ablegung der jeweiligen Di­
plomprüfung; 

5. nach dem vierten Semester des zweiten Studienabschnittes durch Zeug­
nisse gemäß Z 3. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(6) Auf Antrag eines Studierenden, dem gemäß § 17 UniStG ein individu­
elles Diplomstudium oder gemäß § 13 Abs. 3 AHStG oder gemäß § 1 6  Abs. 3 
KHStG ein studium irregulare bewilligt wurde, hat der Leiter der Studien bei­
hilfenbehörde den Nachweis eines günstigen Studienerfolges gemäß Abs. 1 
vorzuschreiben. Gegen den Bescheid ist eine Berufung unter Anwendung des 
§ 46 zulässig. Die §§ 42 bis 45 sind nicht anzuwenden. 

(7) Auf Antrag eines Studierenden, der ein Fernstudium an einer österreichi­
schen Universität betreibt, hat der Leiter der Studienbeihilfenbehörde de n 

Nachweis eines günstigen Studienerfolges gemäß Abs. 1 vorzuschreiben. Ge­
gen den Bescheid ist eine Berufung unter Anwendung des § 46 zulässig. Die 
§§ 42 bis 45 sind nicht anzuwenden. 

. 

In § 21 Abs. I und 3 entfällt jeweils die Z 2, die bisherigen Z 3 bis 5 erhalten 
jeweils die Bezeichnungen Z 2 bis 4. 
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Geltende Fassung: 

(4) Der gemäß Abs. 3 Z 3 und 5 vorgesehene Nachweis hat folgenden Um­
fang: 

1 .  nach dem zweiten Semester 10 vH der in der Anlage 1 unter Z 2, Z 2a 
und Z 3 zum UniSt G für die jeweilige Studienrichtung festgelegten un­
teren Grenze des Gesamtstundenrahmens; 

2. nach dem sechsten Semester 50 vH der in der Anlage 1 unter Z 2 Z 2a 
und Z 3 zum UniStG für die jeweilige Studienrichtung festgelegten un­
teren Grenze des Gesamtstundenrahmens. 

§ 22a. ( 1 )  Für Fachhochschul-Studiengänge ist der N achweis des günstigen 
Studienerfolges zu erbringen: 

1. im ersten Ausbildungsjahr durch die Aufnahme als Studierender des 
Fachhochschul-Studienganges; 

2. nach jed em Ausbildungsjahr durch die Vorlage von Zeugnissen über 
Prüfungen und Lehrveranstaltungen im Umfang von mindestens 
500 Stunden aus den Pflicht- und Wahlfächern des jeweils vorangegan­
genen Ausbildungsjahres. 

(2) Ein günstiger Studienerfolg liegt nicht vor, wenn ein vorgeschriebenes 
Berufspraktikum ohne Erfolg absolviert oder wenn ein Studierender wegen 
Nichterreichens des Ausbildungszieles vom weiteren Besuch des Fachhoch­
schul-Studienganges ausgeschlossen wurde. 

§ 24. An Konservatori en ist der Nachweis eines günstigen Studienerfolges 
zu erbringen: 

1. in den ersten beiden Semestern durch den Nachweis der Aufnahme als 
ordentlicher Studierender im Hauptstudiengang; 

2. nach dem zweiten Semester und nach jedem weiteren Semester durch 
den N achweis der positiven Beurteilung aus allen Hauptfächern der je­
weiligen Studienrichtung im vergangenen Semester; 

3. nach dem zweiten Semester und d anach nach jedem vierten Semester 
durch Zeugnisse über die erfolgreiche Ablegung der im Organisations­
statut vorgesehenen Prüfungen in den Ergänzungsfächern der jeweiligen 
Studienrichtung in einem der zurückgelegten Studienzeit entsprechen­
den Ausmaß. 

Vorgeschlagene Fassung: 

In § 21 Abs. 4 wird die Bezeichnung "Abs. 3 Z 3 und 5" durch die Bezeichnung 
"Abs. 3 Z 2 und 4" ersetzt. 

§ 22a. ( 1) Für Fachhochschul-Studiengänge ist der N achweis des günstigen 
Studienerfolges zu erbringen: 

I. im insgesamt ersten Semester durch die Aufnahme als Studierender des 
Fachhochschul-Studienganges; 

2. nach dem ersten, dem dritten, dem fünften und dem siebenten Semester 
durch die Vorlage von Zeugnissen über Prüfungen und Lehrveranstal­
tungen im Umfang von mindestens 250 Stunden aus den Pflicht- und 
Wahlfächern des jeweils vorangegangenen Semesters; 

3. nach jedem Ausbildungsjahr durch die Vorlage von Zeugnissen über 
Prüfungen und Lehrveranstaltungen im Umfang von mindestens 
500 Stunden aus den Pflicht- und Wahlfächern des jeweils vorangegan­
genen Ausbildungsjahres. 

§ 24. An Konservatorien ist der Nachweis eines günstigen S tudienerfolges 
zu erbringen: 

1. in den ersten beiden Semestern durch den Nachweis der Aufnahme als 
ordentlicher Studierender im Hauptstudiengang, 

2 .  nach dem zweiten Semester und d anach nach jedem vierten Semester 
durch Zeugnisse über die erfolgreiche Ablegung der im Organisations­
statut vorgesehenen Prüfungen in den Ergänzungsfächern der jeweiligen 
Studienrichtung in einem der zurückgelegten Studienzeit entsprechen­
den Ausmaß, 

3. bei jeder Antragstellung nach dem zweiten oder einem höheren Semes­
ter durch d en Nachweis der positiven Beurteilung aus allen Hauptfa­
ehern der jeweiligen Studienrichtung im vorangegangenen Semester. 
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Geltende Fassung: 

§ 26. (1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 5 830 S (jährlich 
69 960 S), soweit im folgenden nichts anderes festgelegt ist. 
(Anmerkung: von März 1999 bis einschließlich Dezember 1999 gilt als 
Höchststudienbeihilfe: monatlich 5 580 S, jährlich 66 960 S; vgl. § 75 
Abs. 16). 

(2) Die Hächststudienbeihilfe beträgt monatlich 8 330 S (jährlich 99 960 S) 
für Vollwaisen, verheiratete Studierende, Studierende, die zur Pflege und Er­
ziehung mindestens eines Kindes gesetzlich verpflichtet sind, sowie für Studie­
rende, die aus Studien gründen einen Wohnsitz im Gemeindegebiet des Stu­
dienortes haben, weil der Wohnsitz der Eltern vom Studienort so weit entfernt 
ist, daß die tägliche Hin- und Rückfahrt zeitlich nicht mehr zumutbar ist. Leben 
die Eltern nicht im gemeinsamen Haushalt, so ist der Wohnsitz jenes Eltern­
teils maßgebend, mit dem der Studierende zuletzt im gemeinsamen Haushalt 
gelebt hat. 
(Anmerkung: von März 1999 bis einschließlich Dezember 1999 gilt als 
Höchststudienbeihilfe: monatlich 8 080 S, jährlich 96 960 S; vgl. § 75 
Abs. 16). 

(4) Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung hat im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Unterricht und Kunst und dem Bundesmini­
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz durch Verordnung jene 
Gemeinden zu bezeichnen, die wegen ihrer verkehrsgünstigen Lage zum Stu­
dien ort diesem gleichgesetzt werden können. 

§ 27. (1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 8 330 S (jährlich 
99 960 S) für Studierende, die sich vor der ersten Zuerkennung von Studien­
beihilfe durch Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes mindestens vier Jahre 
zur Gänze selbst erhalten haben. 
(Anmerkung: von März 1999 bis einschließlich Dezember 1999 gilt als 
Höchststudienbeihilfe: monatlich 8 080 S; jährlich 96 960 S; vgl. § 75 
Abs. 16). 

§ 28. Studierenden, die zur Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes 
gesetzlich verpflichtet sind, gebührt ein Zuschlag von monatlich 600 S 
(jährlich 7 200 S). 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 26. (1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 424 € (jährlich 
5 088 €), soweit im Folgenden nichts anderes festgelegt ist. Dieser Betrag gilt 
auch für Studien, die als Fernstudien betrieben werden. 

(2) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 606 € (jährlich 7 272 €) für 
1. Vollwaisen, 
2. verheiratete Studierende, 
3. Studierende, die zur Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes ge­

setzlich verpflichtet sind, und 
4. für Studierende, die aus Studiengründen einen Wohnsitz im Gemeinde­

gebiet des Studienortes haben, weil der Wohnsitz der Eltern vom Stu­
dienort so weit entfernt ist, dass die tägliche Hin- und Rückfahrt zeitlich 
nicht zumutbar ist; leben die Eltern nicht im gemeinsamen Haushalt, so 
ist der Wohnsitz jenes Elternteiles maßgebend, mit dem der Studierende 
zuletzt im gemeinsamen Haushalt gelebt hat. 

(4) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur hat im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Soziale Sicherheit und Generationen 
durch Verordnung jene Gemeinden zu bezeichnen, die wegen ihrer verkehrs­
günstigen Lage zum Studienort diesem gleichgesetzt werden können. 

§ 27. (1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 606 € (jährlich 
7272 €) für Studierende, die sich vor der ersten Zuerkennung von Studienbei­
hilfe durch Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes mindestens vier Jahre 
zur Gänze selbst erhalten haben. 

§ 28. Studierenden, die zur Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes 
gesetzlich verpflichtet sind, gebührt ein Zuschlag von monaflich 44 € (jährlich 
528 €). 
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Geltende Fassung: 

§ 30. (1) . . .  

4. den Jahresbetrag der Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 2 und 3 des Fa­
milienlastenausgleichsgesetzes 1967, der für den Studierenden unter 
Berücksichtigung seines Alters zustünde, auch wenn die sonstigen An­
spruchs voraussetzungen nicht vorliegen, in jener Höhe, der für ein er­
stes Kind zusteht, 

(5) Der so errechnete Jahresbetrag ist durch zwölf zu teilen und dann auf 
ganze 10 S zu runden. 

(6) Wenn die so errechnete monatliche Studienbeihilfe 200 S unterschreitet, 
besteht kein Anspruch auf Studienbeihilfe. 

§ 31. (1) Die zumutbare Unterhaltsleistung der Eltern beträgt 
bis zu 65 000 S ................ ..... ...... . ......... ..... . . ................ . . . .. ........... . . .... ......... 00/0 
für die nächsten 65 000 S (bis 130 000 S)......................... .... .. . .. ... . . . . . . . ...... 10% 
für die nächsten 75 000 S (bis 205 000 S)............. ..... ...... . . ... . . .... . ......... ..... 15% 
für die nächsten 150 000 S (bis 355 000 S) . . ......... ...... ...... . . .. ............ . . ....... 20% 
über 355 000 S . ................. . .......... ................ . . .. . . . ................. ...................... .. 250/0 
der Bemessungsgrundlage. Ein negatives Einkommen gemäß§ 2 Abs. 2 EStG 
1988 des einen Elternteiles vermindert das Einkommen des anderen Elterntei­
les nicht. Leben die Eltern nicht in gemeinsamem Haushalt, so beträgt die zu­
mutbare Unterhaltsleistung die Summe der zunächst von jedem Elternteil ge­
trennt zu berechnenden Unterhaltsleistungen. 

(3) Die zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten beträgt 30% des 
51 000 S übersteigenden Betrages seiner Bemessungsgrundlage. 

(4) Die zumutbare Eigenleistung des Studierenden umfaßt den 30 000 S 
übersteigenden Betrag seiner Bemessungsgrundlage. 

§ 32. (1) Die Bemessungsgrundlage des Studierenden, der Eltern sowie des 
Ehegatten des Studierenden umfaßt das Einkommen gemäß den §§ 8 bis 10 ab-

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 30. (1)  . . .  

4. den Jahresbetrag der Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 2 und 3 des Fa­
milienlastenausgleichsgesetzes 1967, der für den Studierenden unter 
Berücksichtigung seines Alters als erstes Kind zustünde; der Jahresbe­
trag der Familienbeihife ist nicht abzuziehen, wenn der Studierende 
nachweist, dass für ihn trotz eines entsprechenden Antrages gemäß § 5 
Abs. 3 des Farnilienlastenausgleichsgesetzes 1967 keine Familienbei­
hilfe zusteht, 

(5) Der so errechnete Jahresbetrag ist durch zwölf zu teilen und dann auf 
ganze Euro zu runden. 

(6) Wenn die so errechnete monatliche Studienbeihilfe 15 € unterschreitet, 
besteht kein Anspruch auf Studienbeihilfe. 

§ 31. (1) Die zumutbare Unterhaltsleistung der Eltern beträgt 
bis zu 4725 €..................................................... ......... . ............................... 00/0 
für die nächsten 4 725 € (bis 9 450 €) .. . . . ... . . . ........ ........................... .......... 10% 
für die nächsten 5450 € (bis 14900 €) . . ...... ........... .......... ..... ,..... ....... ....... 15% 
für die nächsten 10 905 € (bis 25 805 €) ..... . .... . .......... ..... ............ ... ........ ... 20% 
über 25 805 € ........ . .......... . .... ...... . .. .. . . ........................... ....... ...... :.... .......... . .. 25% 
der Bemessungsgrundlage. Ein negatives Einkommen gemäß § 2 Abs. 2 EStG 
1988 des einen Elternteiles vermindert das Einkommen des anderen Elterntei­
les nicht. Leben die Eltern nicht im gemeinsamen Haushalt, so beträgt die zu­
mutbare Unterhaltsleistung die Summe der zunächst von jedem Elternteil ge­
trennt zu berechnenden Unterhaltsleistungen. 

(3) Die zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten beträgt 30% des 3 707 € 
übersteigenden Betrages seiner Bemessungsgrundlage. 

(4) Die zumutbare Eigenleistung des Studierenden umfasst den 2 182 € 
übersteigenden Betrag seiner Bemessungsgrundlage. 

§ 32. (1) Die Bemessungsgrundlage des Studierenden, der Eltern sowie des 
Ehegatten des Studierenden umfasst das Einkommen gemäß den §§ 8 bis 10 
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Geltende Fassung: 

züglich der Freibeträge gemäß Abs.4 und der nachstehenden Absetzbeträge 
für die Personen, für die entweder der Studierende, einer seiner Elternteile oder 
sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet: 

1 .  für jede noch nicht schulpflichtige Person 38 000 S; 
2. fÜr jede schulpflichtige Person bis einschließlich der achten Schulstufe 

51  000 S; 
3. für jede Person nach Absolvierung der achten Schulstufe mit Ausnahme 

der in Z 4 genannten 58 000 S; 
4. für jede Person, die eine der in § 3 genannten Einrichtungen als ordent­

licher Studierender besucht oder einem solchen gemäß § 5 gleichgestellt 
ist, 62 000 S; sofern es sich jedoch um auswärtige Studierende im Sinne 
des § 26 Abs. 2 handelt, 94 000 S; 

5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967 weitere 26 000 S. 

(2) Die Absetzbeträge vermindern sich um das 17  000 S übersteigende Ein­
kommen der betreffenden Person. Für den Studierenden selbst steht kein Ab­
setzbetrag zu. Für den zweiten Elternteil ist jedenfalls ein Absetzbetrag in der 
Höhe gemäß Abs. 1 Z 3 zu berücksichtigen. 

(3) Leben die Eltern nicht in gemeinsamem Haushalt und leisten beide für 
eine Person kraft Gesetzes Unterhalt, so ist das Einkommen jedes Elternteiles 
um die Hälfte des für diese Person zu berücksichtigenden Absetzbetrages zu 
vermindern. Ist jedoch das Einkommen eines Elternteiles geringer als der dem­
nach abzuziehende Betrag, so ist der sein Einkommen übersteigende Teilbetrag 
vom Einkommen des anderen Elternteiles abzuziehen. 

(4) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen 
1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des Studierenden, 

a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 
Abs. 1 EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 
20 000 S; 

b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a herange­
zogen werden, bei diesem 28 000 S; 

2. beim Studierenden, seinen Eltern und seinem Ehegatten, sofern aus­
schließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 
Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 9 Z 1 und Z 3 zur 
Berechnung herangezogen werden, jeweils weitere 19 000 S. 

Vorgeschlagene Fassung: 

abzüglich der Freibeträge gemäß Abs. 4 und der nachstehenden Absetzbeträge 
für die Personen, für die entweder der Studierende, einer seiner Elternteile oder 
sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet: 

1 .  für jede Person bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres 2 762 €; 
2. für jede Person nach Vollendung des 6. Lebensjahres bis zur Vollen­

dung des 14. Lebensjahres 3707 €; 
3. für jede Person nach Vollendung des 14. Lebensjahres bis zur Vollen­

dung des 18. Lebensjahres 4 216 €; 
4. für jede Person nach Vollendung des 18. Lebensjahres, die gemäß § 123 

Abs. 4 Z 1 ASVG als Angehöriger gilt oder die gemäß § 76 Abs. 1 Z 2 
ASVG begünstigt in der Krankenversicherung selbst versichert ist oder 
die Studienbeihilfe bezieht, 4 506 €; sofern es sich jedoch um auswärti­
ge Studierende im Sinne des § 26 Abs. 2 handelt, 6 832 €. 

5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967 weitere I 890 €. 

(2) Für den Studierenden selbst steht kein Absetzbetrag zu. Für den zweiten 
Elternteil ist jedenfalls ein Absetzbetrag in der Höhe gemäß Abs. 1 Z 4 erster 
Fall zu berücksichtigen. 

(3) Leben die Eltern nicht im gemeinsamen Haushalt und leisten beide für 
eine Person kraft Gesetzes Unterhalt, so ist das Einkommen jedes Elternteiles 
um die Hälfte des für diese Person zu berücksichtigenden Absetzbetrages zu 
vermindern. Ist jedoch das Einkommen eines Elternteiles geringer als der dem­
nach abzuziehende Betrag, so ist der sein Einkommen übersteigende Teilbetrag 
vom Einkommen des anderen Elternteiles abzuziehen. 

(4) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen 
1 .  bei den Eltern sowie dem Ehegatten des Studierenden, 

a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 
Abs. 1 EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 
1454 €; 

b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a herange­
zogen werden, bei diesem 2 035 €; 

2. beim Studierenden, seinen Eltern und seinem Ehegatten, sofern aus­
schließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 
Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 9 Z I und Z 3 zur 
Berechnung herangezogen werden, jeweils weitere 1 38 1 €. 
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Geltende Fassung: 

(5) Die Freibeträge dürfen jedoch die Summe der Einkünfte der jeweiligen 
Personen aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. I EStG 1988 
nicht überschreiten. 

§ 33. (I) ... 

(2) Die Studienbeihilfenbehärde untersteht in aßerrihre Organisation be­
treffenden Angelegenheiten unmittelbar dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung. Die Buchhaltungsaufgaben der Studienbeihilfenbehärde sind 
von der für das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung zuständi­
gen Buchhaltung wahrzunehmen. Bei der automationsunterstützten Berech­
nung und ZahlbarsteIlung der Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hat 
das für die Universität Wien zuständige EDV-Zentrum mitzuwirken. Die Be­
fugnisse der übrigen mit der Vollziehung der Studienfärderungsangelegenhei­
ten betrauten Bundesminister werden dadureh nicht berührt. 

§ 35. (1) Die Studienbeihilfenbehärde ist in erster Instanz zuständig für die 
Erledigung von Anträgen auf 

1. Studienbeihilfen, 
2. Studienabschlußstipendien und 
3. Beihilfen für Auslandsstudien. 

(2) Die Studienbeihilfenbehärde ist zuständig für die Zuerkennung des Ver­
sicherungskostenbeitrages sowie nach Richtlinien des zuständigen Bundesmi­
nisters für die Ermittlung und Anweisung des Fahrtkostenzuschusses, des Rei­
sekostenzustschusses, der Sprachstipendien und von Studienunterstützungen. 

§ 37. (I) Bei jeder Stipendienstelle ist für jede zu ihrem ärtlichen Wir­
kungsbereich gehärende Universität und Kunsthochschule ein Senat der Stu­
dienbeihilfenbehärde einzurichten. 

(2) Für Studierende an Theologischen Lehranstalten sind keine eigenen Se­
nate einzurichten, vielmehr sind folgend"e Senate zuständig:. 

1. für Studierende in BurgenlandI. Niederästerreich und Wien der Senat 
der Studienbeihilfenbehärde für Studierende an der Universität Wien, 

Vorgeschlagene Fassung: 

(5) Die Freibeträge dürfen jedoch die Summe der Einkünfte der jeweiligen 
Personen aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. I EStG 1988 
nicht überschreiten. 

§ 33. (1) ... 

In § 33 Abs. 2 wird die Wortfolge "Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung" durch die Wortfolge ,,Bundesministerium für Bildung, Wissen­
schaft und Kultur" ersetzt. 

§ 35. (1) Die Studienbeihilfenbehärde ist in erster Instanz zuständig für die 
Erledigung von Anträgen auf 

1. Studien beihilfen und 
2. Beihilfen für Auslandsstudien. 

(2) Die Studienbeihilfenbehärde ist zuständig für die Zuerkennung des Ver­
sicherungs-kostenbeitrages sowie nach Richtlinien des zuständigen Bundesmi­
nisters 

1. für die Gewährung von Studienabschluss-Stipendien, 
2. für die Ermittlung und Anweisung des Fahrtkostenzuschusses, 
3. für die Enniulung und Anweisung des Reisekostenzuschusses, 
4. für die Ennittlung und Anweisung der Sprachstipendien und 
5. für die Ermittlung und Anweisung von Studien unterstützungen. 

§ 37. (1) Senate der Studienbeihilfenbehärde entscheiden über Vorstellun­
gen. 

(2) Bei jeder Stipendienstelle ist mindestens ein Senat einzurichten, der für 
Studierende aller zum ärtllchen Wirkungsbereich der StipendiensteIle gehö­
renden Ausbildungseinrichtungen zuständig ist. Bei Stipendienstellen, die in 
eigenständige Organisationseinheiten (Referate) gegliedert sind, ist für jedes 
Referat ein eigener Senat einzurichten. 
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Geltende Fassung: 

2. für Studierende in Kärnten und Steiennark der Senat der Studienbeihil­
fenbehörde für Studierende an der Universität Graz, 

3. für Studierende in Tirol und Vorarlberg der Senat der Studienbeihilfen­
behörde für Studierende an der Universität Innsbruck, 

4. für Studierende in Oberösterreich der Senat der Studienbeihilfenbehör­
de für Studierende an der Universität Linz, 

5. für Studierende in Salzburg der Senat der Studienbeihilfenbehörde für 
Studierende an der Universität SaIzburg. 

. 

(3) Bei jeder Stipendienstelle ist jeweils ein einziger Senat für Studierende 
an folgenden in ihrem örtlichen Wirkungsbereich bestehenden Ausbildungs­
stätten einzurichten: 

1. für Pädagogische Akademien, Berufspädagogische Akademien, land­
und forstwirtschaftliche berufspädagogische Akademien sowie für 
gleiChgestellte Privatschulen, 

2. für Akademien für Sozialarbeit, 
3. für die in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministers für Gesund­

heit, Sport und Konsumentenschutz fallenden Ausbildungseinrichtun­
gen und 

4. für anerkannte Fachhochschul-Studiengänge. 

(4) Der Bundesminister fUr Unterricht und Kunst hat im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung festzulegen, welche Se­
nate der Studienbeihilfenbehörde für die Studierenden an Konservatorien zu­
ständig sind. 

(5) Der zuständige Bundesminister kann nach Anhörung der obersten aka­
demischen Behörde (Direktion, Schulleitung) und des zuständigen Organs der 
Hochschülerschaft an der Hochschule (Vertretung der Studierenden an den 
Akademien) durch Verordnung die Aufgaben des jeweiligen Senates einem 
anderen Senat der Studienbeihilfenbehörde zuweisen, wenn dies die Wirt­
schaftlichkeit und die Zweckmäßigkeü des Verfahrens erfordert. 

(6) Die Senate haben eine Funktionsperiode von zwei Jahren. 

(7) Die Senate entscheiden über Vorstellungen und erstellen Gutachten über 
die Verlängerung und Überschreitung der Anspruchsdauer (§ 19 Abs. 6). 

Vorgeschlagene Fassung: 

(3) Die Senate haben eine Funktionsperiode von zwei Jahren. 
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Geltende Fassung: 

§ 38. (1) Die Senate gemäß § 37 Abs. 1 bestehen aus einern rechtskundigen 
Hochschullehrer, zwei Studierenden und einem Bediensteten der Studienbei­
hilfenbehörde. 

(2) Steht an einer Universität oder Kunsthochschule kein rechtskundiger 
Hochschullehrer zur Verfügung, ist ein rechtskundiger Bediensteter der Uni­
versitätsdirektion (Rektorat, Akademiedirektion) als Mitglied zu bestellen. 

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Senate gemäß § 37 Abs. 1 sind 
vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung zu ernennen, und zwar 

1. der rechtskundige Hochschullehrer nach Anhörung der obersten akade­
mischen Behörde dieser Einrichtungen, 

2. die Studierenden auf Vorschlag des Hauptausschusses der jeweiligen 
Hochschülerschaft und 

3. der Bedienstete derStudienbeihilfenbehörde nach Anhörung des Leiters 
der Studienbeihilfenbehörde. 

(4) Die Senate gemäß § 37 Abs. 3 bestehen aus einem rechtskundigen Leh­
rer und zwei Studierenden einer der jeweiligen Einrichtungen sowie einem Be­
diensteten der Studienbeihilfenbehörde. Steht für einen gemäß § 37 Abs. 3 ein­
zurichtenden Senat kein rechtskundiger Lehrer zur Verfügung, ist als rechts­
kundiges Mitglied stattdessen ein rechtskundiger Bediensteter, der in einem 
anderen im örtlichen Wirkungsbereich der Stipendienstelle eingerichteten Se­
nat Mitglied ist, zu bestellen. 

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Senate gemäß § 37 Abs.3 sind 
vom jeweils zuständigen Bundesminister zu ernennen,. wobei die Studierenden 
auf Vorschlag derSttidentenvertretungen und der Bedienstete der Studienbei­
hilfenbehörde nach Anhörung des Leiters der Studienbeihilfenbehörde zu er­
nennen sind. 

(6) Vorsitzender des Senates ist das rechtskundige Mitglied. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 38. ( 1) Die Senate bestehen jeweils aus einer rechtskundigen Lehrperson 
der in § 3 Abs. 1 genannten Ausbildungseinrichtungen, zwei Studierenden der 
in § 3 Abs. 1 genannten Ausbildungseinrichtungen und einem Bediensteten der 

Studienbeihilfenbehörde. 

(2) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Senate bestellt der Bundes­
minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur, nach Anhörung der Rektoren 
(Leiter) der in § 3 Abs. 1 genannten Ausbildungseinrichtungen, der Vorsitzen­
den der Universitätsvertretungen der Hochschülerschaften, des Vorsitzenden 
der Österreichischen Hochschülerschaft und des Leiters der Studienbeihilfen­
behörde. Steht keine ausreichende Zahl rechtskundiger Lehrpersonen zur Ver­
fügung, so sind andere rechtskundige Bedienstete der jeweiligen Ausbildungs­
einrichtungen zu bestellen. 

(3) Ersatzmitglieder aus dem Kreis der rechtskundigen Lehrpersonen und 
Studierenden der in § 3 Abs. 1 Z 8 genannten Ausbildungseinrichtungen be­
stellt der Bundesminister für Soziale Sicherheit und Generationen. 

(4) Vorsitzender des Senates ist das rechtskundige Mitglied. Diesem gebührt 
ein Sitzungsgeld, das durch Verordnung des Bundesministers für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur unter Berücksichtigung der zeitlichen Belastung fest­
zulegen ist, und der Ersatz des durch die Sitzungen verursachten Baraufwan­
des. 
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Geltende Fassung: 

§ 39. (1) . .. 

(2) Anträge sind im Wintersemester in der Zeit vom 20. September bis 
15. Dezember und im Sommersemester in der Zeit vom 20. Februar bis 15. Mai 
zu stellen. An Fachhochschul-Studiengängen sind Anträge auf Studien beihilfe 
in der Zeit vom 20. September bis 15. Dezember zu stellen. An medizinisch­
technischen Akademien und Hebammenakademien, deren Ausbildungsjahr bis 
spätestens 30. April beginnt, sind Anträge in der Zeit vom 20. Februar bis 
15. Mai, ansonsten in der Zeit vom 20. September bis 15. Dezember zu stellen. 
Bei verspäteter AntragsteIlung besteht ein Anspruch auf Studienbeihilfe erst 
für den der AntragsteIlung folgenden Monat. Vor Beginn der Antragsfrist ein­
gebrachte Anträge gelten als am ersten Tag der Frist eingebracht. Anträge sind 
auch dann rechtzeitig eingebracht, wenn sie am letzten Tag der Frist nachweis­
lich zur Post gegeben wurden. 

(4) Für die Anträge sind Formblätter zu verwenden, die der Bundesminister 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten und dem Bundesminister 
für Gesundheit und Konsumentenschutz durch Verordnung festzulegen hat. 
Die Formblätter haben Hinweise auf die gemäß § 40 vorzunehmende Daten­
übermittlung zu enthalten. Die Verordnung ist durch Auflegen im Bundesmini­
sterium für Wissenschaft, Forschung und Kunst kundzumachen. Die Tatsache 
des erfolgten Auflegens sowie der Zeitpunkt des Inkrafttretens sind vom Bun­
desminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst gemäß § 2 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBI. NI. 200, im Bundes­
gesetzblatt kundzumachen. 

(5) Angaben über die Familien-, Vermögens- und Einkommensverhältnisse 
sind vorn Studierenden, von seinen Eltern (einem Elternteil) und seinem Ehe­
gatten zu unterfertigen. 

(6) Die für die Beurteilung des Anspruches erforderlichen Nachweise sind 
anzuschließen. Wenn dafür Formblätter bestehen, sind diese zu verwenden. 

(7) Die für Anträge auf Studienbeihilfe geltenden Bestimmungen sind auch 
auf Anträge auf Erhöhung einer zuerkannten Studienbeihilfe anzuwenden. Die 
Erhöhung wird mit dem der Antragstellung folgenden Monat wirksam. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§39.(1) ... 

(2) Anträge sind im Wintersemester in der Zeit vom 20. September bis 
15. Dezember und im Sommersemester in der Zeit vom 20. Februar bis 15. Mai 
zu stellen. An medizinisch-technischen Akademien und Hebammenakademien, 
deren Ausbildungsjahr bis spätestens 30. April beginnt, sind Anträge in der 
Zeit vom 20. Februar bis 15. Mai, ansonsten in der Zeit vom 20. September bis 
15. Dezember zu stellen. Innerhalb der Antragsfrist eingebrachte Anträge be­
wirken eine Zuerkennung der Studienbeihilfe ab Beginn des Auszahlungszeit­
raumes des jeweiligen Semesters (des Ausbildungsjahres),außer wenn der 
Antragsteller die Zuerkennung ab einem späteren Monat beantragt. Nach Ende 
der Antragsfrist eingebrachte Anträge bewirken die Zuerkennung der Studien­
beihilfe erst ab dem der Antragstellung folgenden Monat. Vor Beginn der An­
tragsfrist eingebrachte Anträge gelten ab dem ersten Tag der Frist eingebracht. 
Anträge sind auch dann rechtzeitig eingebracht, wenn sie nachweislich spätes­
tens am letzten Tag der Frist zur Post gegeben wurden. 

(4) Für die Anträge sind Fonnblätter zu verwenden, die der Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen mit dem Bundesminis­
ter für Soziale Sicherheit und Generationen durch Verordnung festzulegen hat. 
Die Formblätter haben Hinweise auf die gemäß § 40 vorzunehmende Daten­
übermittlung zu enthalten. Die Verordnung ist durch Auflegen im Bundesmini­
sterium für Bildung, Wissenschaft und Kultur kundzumachen. Die Tatsache 
des erfolgten Auflegens sowie der Zeitpunkt des Inkrafttretens sind vom Bun­
desminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur gemäß § 2 Abs. 2 des Bun­
desgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBL Nr. 200, im Bundesge­
setzblatt kundzumachen. 

(5) Der Studierende hat die maßgeblichen Familien- und Einkommensver­
hältnisse und die sonst für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderli­
chen Informationen wahrheitsgemäß und vollständig anzugeben. Anträge auf 
Studienbeihilfe können auch im elektronischen Verfahren eingebracht werden. 
Der für die Studienbeihilfenbehärde zuständige Bundesminister hat den Beginn 
und die Durchführung dieser Form der AntragsteIlung nach Maßgabe der tech­
nischen und organisatorischen Möglichkeiten unter Verwendung sicherer 
elektronischer Signaturen nach dem Signaturgesetz, BGBL I NI. 190/1999, 
durch Verordnung zu bestimmen. 
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Geltende Fassung: 

§ 40. ( 1 )  . . .  

(6) Die folgenden Einrichtungen haben der Studienbeihilfenbehörde auf 
Anfrage die zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und 
in ihrem Bereich verfügbaren Daten über Einkommen nach diesem Bundesge­
setz (§§ 8 bis 1 0), wenn möglich im automationsunterstützten Datenverkehr, zu 
übermitteln: 

1. die Abgabenbehörden des Bundes, 
2. die Träger der Sozialversicherung, 
3. das Arbeitsmarktservice, 
4. die Bundessozialärnter. 

(8) Die B eschreibung der Daten, der Beginn und die Durchführung des au­
tomationsunterstützten Datenverkehrs gemäß Abs. 6 und 7 sind vom Bundes­
minister für Wissenschaft, Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem für 
die jeweilige Einrichtung zuständigen :Bundesmip.ister nach Maßgabe der tech­
nischen und organisatorischen Möglichkeiten. durch Verordnung zu bestim­
men. 

§ 41. ( 1 )  ' "  

(3) Zur Beurteilul1g des Anspruches auf Studienbeihilfe oder des Erlöschens 
von Studienbeihilfe enden die nach Semestern festgelegten Fristen für den 
Nachweis von Studienleistungen erst mit dem Ablauf der an das jeweilige Se­
mester anschließenden Ferien. 

§ 46. ( 1 )  Für Berufungen gegen Bescheide des Senates der Studienbeihil­
fenbehärde sind zuständig: 

1 .  der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung für Studierende an 
Universitäten, Kunsthochschulen,. Theologischen Lehranstalten, von 
Fachhochschul-Studiengängen und für die in § 5 Abs. 1 genannten Stu­
dierenden; 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 40. ( 1 )  . . .  

(6) Die folgenden Einrichtungen haben der Studienbeihilfenbehörde auf 
Anfrage die zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und 
in ihrem Bereich verfügbaren Daten über Einkommen nach diesem Bundesge­
setz (§§ 8 bis 1 0) und über den Bezug von Familienbeihilfe, wenn möglich im 
automationsunterstützten Datenverkehr, zu übermitteln: 

1 .  die Abgabenbehörden des Bundes, 
2. die Träger der Sozialversicherung, 
3. das Arbeitsmarktservice, 
4. die Bundessozialämter. 

(8) Die Beschreibung der Daten, der Beginn und die Durchführung des au­
tomationsunterstützten Datenverkehrs gemäß Abs. 6 und 7 sind vom Bundes­
minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen. mit dem für 
die jeweilige Einrichtung zuständigen Bundesminister nach Maßgabe der tech­
nischen und organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestim­
men. 

§ 41. ( 1 )  . . .  

In § 41 entfällt Abs. 3; die bisherigen Abs. 4 und 5 erhalten die Bezeichnungen 
3 und 4. 

§ 46. (1)  Für Berufungen gegen Bescheide des Senates der Studienbeihil­
fenbehärde sind zuständig: 

1 .  der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur für Studie­
rende an Universitäten, Universitäten der Künste, Privatuniversitäten, 
Theologischen Lehranstalten, von Fachhochschul-Studiengängen sowie 
für die in § 5 Abs. 1 und 2 genannten Studierenden; weiters für Studie­
rende an Pädagogischen Akademien und Berufspädagogischen Akade­
mien sowie an diesen vergleichbaren Privatschulen mit eigenem Orga­
nisationsstatut, ferner an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen 
Akademien; 
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Geltende Fassung: 

2. der B undesminister für Unterricht und Kunst für Studierende an Päd­
agogischen Akademien und Berufspädagogischen Akademien sowie an 
diesen vergleichbaren Privatschulen mit eigenem Organisationsstatut, 
ferner an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten 
land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien; 

3. der Landesschulrat für Studierende an Akademien für Sozialarbeit, an 
diesen vergleichbaren Privatschulen mit eigenem Organisationsstatut 
und an Konservatorien; 

4. der Landeshauptmann für Schüler an medizinisch-technischen Akade­
mien und an Hebammenakadetnien. 

§ 49. (1)  Der Anspruch auf Studienbeihilfe ruht während der Semester, in 
denen Studierende nicht grundsätzlich im vollen Umfang zum S tudien- und 
Prüfungsbetrieb zugelassen sind (§ 3 Abs. 4), und während der vollen Monate, 
in denen sie am Studium überwiegend behindert sind oder durch mehr als zwei 
Wochen den Präsenz- oder Zivildienst leisten. 

§ 50. (1) . . .  

(2) Der Anspruch auf Studienbeihilfe erlischt mit dem Ende des letzten Mo­
nats jenes Semesters (halben Ausbildungsjahres), 

1 .  mit dem die Anspruchsdauer für das Studium (den Studienabschnitt) 
endet oder 

2. für das der Studierende keinen S tudiennachweis gemäß den § §  20 
Abs. 1 Z 2, 2 1  Abs. 1 Z 2 oder § 24 Z 2 vorgelegt hat oder 

3. nach dem der Studierende ein anderes Studium aufnimmt. 

§ 51. (1)  . . .  

(2) Im Falle eines neuen Studienbeihilfenanspruchs ist die Rückzahlungs­
forderung gegen diesen aufzurechnen. Der monatlich durch Aufrechnung ein­
behaltene Betrag darf 50% der monatlich zustehenden Studienbeihilfe nicht 
übersteigen. Eine Aufrechnung ist auch vor Rechtskraft des Bescheides über 

Vorgeschlagene Fassung: 

2. der Landesschulrat für Studierende an Akademien für Sozialarbeit, an 
diesen yergleichbaren Privatschulen mit eigenem Organisationsstatut 
und an Konservatorien; 

3. der Landeshauptmann für Schüler an medizinisch-technischen Akade­
mien und an Hebammenakademien. 

In § 49 Abs. 1 wird der Klammerausdruck ,,§ 3 Abs. 4" durch den Klam­
merausdruck ,,§ 3 Abs. 5" ersetzt. 

§ 50. (1) . . .  

(2) Der Anspruch auf Studienbeihilfe erlischt mit dem Ende des letzten Mo­
nats jenes Semesters (halben Ausbildungsj ahres), 

1 .  mit dem die Anspruchsdauer für das Studium (den Studienabschnitt) 
endet, 

2. für das der Studierende keinen Studiennachweis gemäß den § §  20 
Abs. 1 Z 2 und 21 Abs . 1 Z 2 und Abs. 3 Z 2 vorgelegt hat oder 

3. nach dem der Studierende ein anderes S tudium aufnimmt; dies gilt auch 
für den Wechsel der in § 3 Abs. 1 genannten Einrichtungen. 

§ 51. (1)  . . .  

(2) Im Falle eines neuen Studienbeihilfenanspruches ist die Rückzahlungs­
forderung gegen diesen aufzurechnen. Der monatlich durch Aufrechnung ein­
behaltene Betrag darf 50% der monatlich zustehenden Studienbeihilfe nicht 
übersteigen. Eine Aufrechnung ist auch vor Rechtskraft des Bescheides über 
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Geltende Fassung: 

die Rückzahlungsverpflichtung zulässig. Ist eine Aufrechnung nicht möglich, 
so kann die Schuld bis zu zwei Jahren gestundet und auch die Rückzahlung in 
Teilbeträgen gestattet werden. 

(3) Im Fall des Abs . 1 Z 5 und 6 ist die Rückforderung bis auf 10%, wenig­
stens aber auf 1 000 S zu verringern, wenn die Studierenden 

1 .  ihr Studium nicht abbrechen und längstens in der Antragsfrist des fünf­
ten S emesters ab S tudienbeginn wieder einen günstigen Studienerfolg 
nachweisen oder 

2. die zum Ausschluß der Rückzahlungsverpflichtung notwendigen Stu­
diennachweise zwar innerhalb der für die Vorlage vorgesehenen Frist 
erworben ,  diese jedoch erst n ach Ablauf der Frist vorgelegt haben. 

Vorgeschlagene Fassung: 

die Rückzahlungsverpflichtung zulässig. Ist eine Aufrechnung nicht möglich, 
so kann die Schuld bis zu zwei Jahren gestundet und auch die Rückzahlung in 
Teilbeträgen von nicht mehr als 36 Monatsraten mindestens in der Höhe von 
70 € monatlich gestattet werden. 

(3) Im Fall des Abs. I Z 5 und 6 ist die Rückforderung auf 180 € zu verrin­
gern, wenn der Studierende 

1. sein Studium weiter betreibt und längstens in der Antragsfrist des fünf­
ten Semesters ab Studienbeginn wieder einen günstigen Studienerfolg 
nachweist oder 

2. die zum Ausschluss der Rückzahlungsverpflichtung notwendigen Stu­
diennachweise zwar innerhalb der für die Vorlage vorgesehenen Frist 
erworben, diese jedoch erst nach Ablauf der Frist vorgelegt hat. 

(4) Die B egünstigungen der Abs . 2 und 3 gelten nicht für den Fall der Er- In § 51 Abs. 4 wird der Ausdruck ,,4%" durcl� , ,8%" ersetzt. 
schleichung. In diesem Fall sind die empfangenen Beträge ab deren Erhalt mit 
4% zu verzinsen und zwei Wochen nach Rechtskraft des Bescheides zur Rück-
zahlung fällig. Personen, die durch vorsätzliche Verletzung der Offenlegungs-
und Wahrheitspflicht gemäß § 40 Abs . 4 an der Erschleichung teilgenommen 
haben, haften mit dem zur Rückzahlung verpflichteten Studierenden als Ge-
samtschuldner. 

(6) Mit der B estätigung der Vollstreckbarkeit versehene Rückzahlungsbe­
scheide sind Exekutionstitel. Im Exekutionsverfahren wegen der im vorigen 
Satz genannten Titel wird der B und von der Finanzprokuratur vertreten, die die 
Eintreibung unml1telbar beim zuständigen Gericht beantragen kann. 

§ 52a. (1) Studienbeihilfenbezieher haben für jeden Monat, für den eine 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung besteht, ab dem auf die Voll­
endung des 27. Lebensjahres· folgenden Monat Anspruch auf einen Versiche­
rungskostenbeitrag in der Höhe von monatlich 250 S Uährlich 3 000 S). 

(6) Zahlungsverpflichtungen, die nicht innerhalb von fünf Jahren ab Rechts­
kraft des Bescheides über die Rückzahlung geleistet wurden, sind ab Rechts­
kraft des Rückzahlungsbescheides mit 4% zu verzinsen . Mit der Bestätigung 
der Vollstreckbarkeit versehene Rückzahlungsbescheide sind Exekutionstitel. 
Im Exekutionsverfahren wegen der im vorigen S atz genannten Titel wird der 
Bund von der Finanzprokuratur vertreten, die die Eintreibung unmittelbar beim 
zuständigen Gericht beantragen kann. Die Kosten des Einschreitens der Fi­
nanzprokuratur sind vom rückzahlungspflichtigen Studierenden zu ersetzen. 

§ 52a. (1) Studienbeihilfenbezieher haben für jeden Monat, für den eine be­
günstigte Selbstversicherung in der Krankenversicherung gemäß § 76 Abs. 1 
ASVG besteht, ab dem auf die Vollendung des 27. Lepensjahres folgenden 
Monat Anspruch auf einen Versicherungskostenbeitrag in der Höhe von mo­
natlich 19 € Uährlich 228 €). 
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Geltende Fassung: 

(2) Der Versicherungskostenbeitrag wird von der Studienbeihilfenbehörde 
ausbezahlt, ohne daß es eines eigenen Antrages bedarf. 

§ 52b. ( 1 )  Zur Förderung der Studienabschlußphase haben ordentliche Stu­
dierende an Universitäten und Universitäten der Künste Anspruch auf ein Stu­
dienabschlußstipendium in der Höhe von monatlich 15 000 S. 

(2) Voraussetzung ist, daß der Studierende 
1 .  sich in der Studienabschlußphase befindet, 
2. noch kein Studium oder keine andere gleichwertige Ausbildung abge­

schlossen hat, 
3. zum Zeitpunkt der Zuerkennung des Studienabschlußstipendiums das 

38. Lebensjahr noch nicht überschritten hat, 
4. in den letzten vollen vier Kalenderjahren vor Zuerkennung des Studien­

abschlußstipendiums voll erwerbstätig war, 
5 .  ab Zuerkennung des Studienabschlußstipendiums jede Berufstätigkeit 

aufgibt, 
6. bisher noch kein Studienabschlußstipendium erhalten hat. 

(3) In der Studienabschlußphase befindet sich ein Studierender, wenn er das 
Thema der Diplomarbeit bereits übernommen hat und ihm neben dem Ab­
schluß der Diplomarbeit höchstens Lehrveranstaltungen und Prüfungen aus 
Pflicht- und Wahlfächern im Umfang von zehn Semesterstunden oder zwei 
Fachprüfungen zum Abschluß des Studiums fehlen. Ist keine Diplomarbeit an­
zufertigen, so darf der Umfang der fehlenden Lehrveranstaltungen und Prüfun­
gen höchstens zwanzig Semesterstunden oder vier Fachprüfungen betragen. 

(4) Der Studierende kann den Monat, ab dem ihm das Studienabschlußsti­
pendium zuerkannt wird, in seinem Antrag bestimmen. Der Antrag kann frühe­
stens drei Monate vor Beginn und muß spätestens drei Monate nach Beginn der 
beantragten Zuerkennung bei der Studienbeihilfenbehörde eingebracht werden. 
Die Auszahlung erfolgt durch zwölf Monate. 

(5) Weist der Studierende nicht innerhalb von achtzehn Monaten ab Zuer­
kennung den Abschluß des Stipendiums nach, ist das ausbezahlte Studienab-

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Der Versicherungskostenbeitrag wird von der Studienbeihilfenbehörde 
nach Ablauf des Zuerkennungszeitraumes ausbezahlt, ohne dass es eines eige­
nen Antrages bedarf. 

Studienabschluss-Stipendien 

§ 52b. ( 1 )  Studienabschluss-Stipendien dienen der Förderung ordentlicher 
Studierender an Universitäten und Universitäten der Künste, die sich in der 
hbschlussphase ihres Studiums befinden. Die Höhe der Studienabschluss­

Stipendien beträgt zwischen 300 und 1 090 € monatlich. Die Auszahlung des 
Studienabschluss-Stipendiums erfolgt durch höchstens zwölf Monate. 

(2) Studienabschluss-Stipendien werden vom Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur nach Richtlinien im Rahmen der Privatwirtschafts­
verwaltung zuerkannt. Auf die Zuerkennung besteht kein Rechtsanspruch. 

(3) Voraussetzung für die Gewährung ist, dass der Studierende jedenfalls 
1. voraussichtlich das Studium längstens innerhalb von zwölf Monaten ab 

Zuerkennung des Studienabschluss-Stipendiums abschließen wird, 
2. noch kein Studium oder keine andere gleichwertige Ausbildung abge­

schlossen hat, 
3. zum Zeitpunkt der Zuerkennung des Studienabschluss-Stipendiums das 

38. Lebensjahr noch nicht überschritten hat, 
4. in den letzten vier Jahren vor Gewährung des Studienabschluss­

Stipendiums mindestens drei volle Jahre zumindest halbbeschäftigt war 
oder ein diesem Beschäftigungsausmaß entsprechendes Einkommen er­
zielt hat, wobei Schutzfristen gemäß § 5 Mutterschutzgesetz (MSchG), 
BGBL Nr. 22 1/1979 und Kindererziehungszeiten während eines Ka­
renzurlaubes gemäß § 3 Eltern-Karenzurlaubsgesetz (EKUG), BGBl. 
Nr. 65111989, im vollen Ausmaß zu berücksichtigen sind, 

5. in den letzten vier Jahren vor Gewährung des Studienabschluss­
Stipendiums keine Studienbeihilfe bezogen hat, 

6. ab Gewährung des Studienabschluss-Stipendiums jede Berufstätigkeit 
aufgibt, 

7. bisher noch kein Studienabschluss-Stipendium erhalten hat. 

(4) Weist der Studierende nicht innerhalb von 1 8  Monaten ab Gewährung 
den Abschluss des geförderten Studiums nach, hat die Studienbeihilfenbehörde 
den ausbezahlten Betrag mit Bescheid zurückzufordern. Erzielt ein Studieren-
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Geltende Fassung: 

schlußstipendium zurückzuzahlen. Für das Erlöschen und für die Rückzahlung 
des Studienabschlußstipendiums sind § 50 Abs. 1 und § 5 1  Abs. 1 Z 1 bis 4, 
Abs. 2, Abs. 3 Z 2 sowie Abs. 4 bis 6 anzuwenden. 

Vorgeschlagene Fassung: 

der neben dem Bezug eines Studienabschluss-Stipendiums Einkommen aus 
Berufstätigkeit, hat die Studienbeihilfenbehörde für den jeweiligen Monat das 
Studienabschluss-Stipendium mit Bescheid zurückzufordern. 

(5) Gegen einen Bescheid, mit dem die Rückforderung ausgesprochen wur­
de, ist eine Vorstellung gemäß § 42 zulässig. Über Berufungen gegen Beschei­
de des Senates entscheiden die unabhängigen Verwaltungssenate in den Län-
dern. 

' 

(6) Für Studienabschluss-Stipendien ist im Bereich des B undesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Vollziehungsbereich Wissenschaft 
(Budgetkapitel 14) jährlich ein Betrag von 2% der im letzten Kalenderjahr j e­
weils für die Studienförderung aufgewendeten Mittel zur Verfügung zu stellen. 

§ 55. ( 1 )  Ein Antrag auf Gewährung einer Beihilfe für ein Auslandsstudium In § 55 entfällt der Ausdruck ,,§ 3 1  KHStG". 
ist längstens drei Monate nach Ende des Auslandsstudiums einz\lbringen. Stu-
dierende haben 

1 .  die voraussichtliche Dauer des Auslandsstudiums anzugeben, 
2. das beabsichtigte Studienprograrnm vOllz'Ulegen, 
3. eine Bestätigung der zuständigen akademischen Behörde vorzulegen, 

daß auf Grund des Studienprogrammes die Gleichwertigkeit als Voraus­
setzung für die Anerkennung deI' Prüfungen gegeben ist (§ 59 UniStG, 
§ 3 1  KHStG) oder das Ausland'sstudium zur Anfertigung einer Diplom­
arbeit oder Dissertation dient, tmd 

4. dem Antrag die erforderlichen Nachweise beizuschließen. 

§ 56. ( 1) Die Höhe der Beihilfe für ein Auslandsstudium beträgt bis zu 
8 000 S monatlich. Die Höhe der Beihilfe ist rur die einzelnen Staaten vom 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr durch Verordnung festzusetzen. 
Dabei ist auf die durchschnittlichen Mehrkosten Bedacht zu nehmen, die sich 
aus der Lebensführung und dem Studium im Ausland ergeben. 

(4) Innerhalb der nächsten nach Abschluß @es Auslandsstudiums beginnen­
den Antragsfrist ist der Studienbeihilfenbehörde ein S1!ucll'enetfolgsnachwe1s 
über die im Ausland betriebenen Studien vorzulegen. Dieser Nachweis wird 
erbracht durch Bestätigungen deI' zuständigen akademischen Behörde über er-

§ 56. ( 1) Die Höhe der Beihilfe für ein Auslandsstudium beträgt bis zu 
582 € monatlich. Die Höhe der Beihilfe ist für die einzelnen Staaten vom Bun­
desminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur durch Verordnung festzuset­
zen. Dabei ist auf die durchschnittlichen Mehrkosten Bedacht zu nehmen, die 
sich aus der Lebensführung und dem Studium im Ausland ergeben. 
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Geltende Fassung: 

folgreich absolvierte Prüfungen und Lehrveranstaltungen oder über erfolgreich 
durchgeführte Arbeiten im Zusammenhang mit der Anfertigung einer Diplom­
arbeit oder Dissertation. Das Ausmaß der über Lehrveranstaltungen abgelegten 
Prüfungen hat bei Auslandsstudien von höchstens fünf Monaten mindestens 
sechs Semesterstunden zu betragen, für Auslandsstudien von mehr als fünf, 
aber nicht mehr als zehn Monaten mindestens zwölf Semesterstunden, anson­
sten 24 Semesterstunden. Wird dieser Studiennachweis nicht erbracht, ist die 
Beihilfe für ein Auslandsstudium zurückzuzahlen. 

§ 56a. (1 ) Zur Unterstützung der Auslandsstudien von Studierenden an Päd­
agogischen Akademien ,  Berufspädagogischen Akademien, Akademien für S o­
zialarbeit, land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien, 
von Fachhochschul-Studiengängen und an medizinisch-technischen Akademi­
en und Hebamrnenakademien, die S tudienbeihilfe beziehen, besteht Anspruch 
auf B eihilfen für Auslandsstudien. 

§ 56b. (1 ) Reisekostenzuschüsse dienen zur Unterstützung der notwendigen 
Reisekosten von S tudierenden, denen eine B eihilfe für ein Auslandsstudium 
zuerkannt wurde. 

§ 56c. (1) Sprachstipendien dienen zur Unterstützung von Studierenden , de­
nen eine Beihilfe für ein Auslandsstudium zuerkannt wurde und die zur Vorbe­
reitung auf das Auslandsstudium einen Sprachkurs absolvieren. 

§ 58. (1) Pro Studienjahr ist für Leistungsstipendien an Universitäten, Uni­
versitäten der Künste, Theologischen Lehranstalten und Fachhochschul-Stu­
diengängen insgesamt ein Betrag von 1 % der im Bereich des Bundesministeri­
ums für Wissenschaft und Verkehr im letzten Kalenderjahr für die Studienför­
derung aufgewendeten Mittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr hat durch Verord­
nung diese Budgetmittel auf die einzelnen Universitäten, Fakultäten, Uni ver-

Vorgeschlagene Fassung: 

Sofern im Sinne des Europäischen Systems zur Anrechnung von Studienlei­
stungen (European Credit Transfer System - ECTS, 87/327/EWG, Amtsblatt 
Nr. L 1 66 vom 5 .  Juni 1987, CELEX-Nr. 387D0327) den im Ausland absol­
vierten S tudien ECTS-Anrechnungspunkte zugeteilt sind, kann der S tudiener­
folgsnachweis auch dadurch erbracht werden, dass für jeden Monat des Aus­
landsstudiums mindestens drei ECTS-Anrechnungspunkte nachgewiesen wer­
den. 

§ 56a. ( 1 )  Zur Unterstützung der Auslandsstudien von S tudierenden an Pä­
dagogischen Akademien, Berufspädagogischen Akademien, Akademien für 
Sozialarbeit, Land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien, 
von Fachhochschul-Studiengängen und an medizinisch-technischen Akade­
mien und Hebamrnenakademien, die Studienbeihilfe beziehen, besteht An­
spruch auf Beihilfen für Auslandsstudien in der Dauer von höchstens insge­
samt zwölf Monaten. 

§ 56b. (1) Reisekostenzuschüsse dienen zur Unterstützung der notwendigen 
Reisekosten von Studienbeihilfenbeziehern, die ein Auslandsstudium betrei­
ben. 

§ 56c. (1) Sprachstipendien dienen zur Unterstützung von Studienbeihilfen­
beziehern, die ein Auslandsstudium betreiben und zur Vorbereitung auf das 
Auslandsstudium einen Sprachkurs absolvieren. 

§ 58. (1) Pro Studienjahr ist für Leistungsstipendien an Universitäten, Uni­
versitäten der Künste, Theologischen Lehranstalten und Fachhochschul­
Studiengängen insgesamt ein Betrag von 1 % der im Bereich des B undesminis­
teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Vollziehungsbereich Wissen­
schaft (Budgetkapitel 14), im letzten Kalenderjahr für die Studienförderung 
aufgewendeten Mittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur hat durch 
Verordnung diese Budgetmittel auf die einzelnen Universitäten, Fakultäten, 
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Geltende Fassung: 

sitäten der Künste, Theologischen Lehranstalten und Fachhochschul-Studien­
gänge nach der Zahl der im abgelaufenen Studienjahr erfolgten Studienab­
schlüsse österreichischer S tudierender aufzuteilen. Bei im Aufbau befindlichen 
Ausbildungen ist die voraussichtliche Zahl von Absolventen zu berücksichti­
gen .  Der Betrag darf je Zuweisung 1 0  000 S nicht unterschreiten. 

§ 59. ( 1 )  Leistungsstipendien sind für jedes Studienjahr auszuschreiben 
1 .  an Universitäten durch das Fakultätskollegium (Universitätskollegium), 
2. an Universitäten der Künste durch das Gesamtkollegium (Akademie­

kollegium, bzw. das Universitätskollegium), 

3. an Theologischen Lehranstalten durch den Leiter der Lehranstalt, 
4. an Fachhochschul-Studiengängen durch den Leiter. 

(4) Die Ausschreibung ist . dem Bundesministerium für Wissenschaft und 
Verkehr zu übermitteln .  

§ 61. ( 1) Ein Leistungsstipendium darf für ein Studienj ahr 1 0 000 S nicht 
unterschreiten und 20 000 S nicht überschreiten. 

§ 62. ( 1 ) Den Akademien ist pro Studienjahr insgesamt ein Betrag von 2% 
der im B ereich des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst im letzten 
Kalenderjahr für die Studienförderung aufgewendeten Mittel für Leistungssti­
pendien zur Verfügung zu stellen. Dieser Betrag dient 

1 .  zur Förderung von Studierenden und Absolventen ordentlicher Studien, 
die nach Maßgabe der Studienvorschriften hervorragende Studienlei­
stungen erbracht haben, und 

2. zur Unterstützung von Studierenden und Absolventen .ordentlicher Stu� 
. dien bei der Anfertigung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbei­
ten. Der Studienabschluß der Absolventen darf nicht länger als zwei 
Semester zurückliegen. 

(4) Ein Leistungsstipendium darf für ein Studienjahr 20 000 S nicht über­
scl1Teiten und 5 000 S nii:ht unterschreiten. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Universitäten der Künste, Theologischen Lehranstalten und Fachhochschul­
Studiengänge nach der Zahl der im abgelaufenen S tudienjahr erfolgten Stu­
dienabschlüsse österreichischer Studierender aufzuteilen. Bei im Aufbau be­
findlichen Ausbildungen ist die voraussichtliche Zahl von Absolventen zu be­
rücksichtigen. Der Betrag darf je Zuweisung 700 € nicht unterschreiten. 

§ 59. ( 1 )  Leistungsstipendien sind für jedes Studienjahr auszuschreiben : 
1 .  an Universitäten durch den Studiendekan, 
2. an Universitäten der Künste durch das oberste Kollegialorgan; an Uni­

versitäten der Künste, die nach dem KUOG eingerichtet sind, durch den 
Studiendekan, 

3. an Theologischen Lehranstalten durch den Leiter und 
4. an Fachhochschul-Studiengängen durch den S tudiengangsleiter. 

In § 59 Abs. 4 wird die Wortfolge "Bundesministerium für Wissenschaft und 
Verkehr" durch die Wortfolge "Bundesministerium für Bildung ,  Wissenschaft 
und Kultur" ersetzt. 

§ 61. ( 1) Ein Leistungsstipendium darf 700 € nicht unterschreiten und 
1 500 € nicht überschreiten .  

. § 62. ( 1 )  Den Akademien ist pro Studienjahr insgesamt ein  Betrag von 2% 
der im B ereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
Vollziehungsbereich Bildung (Budgetkapitel 1 2) ,  im letzten Kalenderjahr für 
die Studienförderung aufgewendeten Mittel für Leistungsstipendien zur Verfü­
gung zu stellen. Dieser Betrag dient 

1 .  zur Anerkennung von hervorragenden Leistungen,. die vom Studieren­
den innerhalb. der letzten zwei S emester des Studiums erbracht wurden 
und 

2. zur Unterstützung von Studierenden ordentlicher Studien bei der An­
fertigung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten. 

(4) Ein Leistungsstipendium darf 700 € nicht unterschreiten und 1 500 € 
nicht überschreiten. 

.j:>. 
.j:>. 

...... 

00 
.j:>. 
0.. 
� 
tr:I 
�. 
g 
ro 
;:l 

184 der B
eilagen X

X
I. G

P - R
egierungsvorlage - T

extgegenüberstellung
20 von 24

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung: 

I § 64. (1 )  Pro Kalenderjahr ist für Förderungsstipendien insgesamt ein Betrag 
von 1'% der im Bereicb des Bundesministeriums für Wissenschaft und For­
schung im letzten Kalenderjahr für die Studienförderung aufgewendeten Mittel 
zur Verfügung zu stellen. 

§ 65. (1) Die Förderungsstipendien sind im selbständigen Wirkungsbereich 
durch das oberste Kollegialorgan, wenn aber die Universität in Fakultäten ge­
gliedert ist, durch das Fakultätskollegium auszuschreiben. An Theologischen 
Lehranstalten sind die Förderungsstipendien durch den Leiter der Lehranstalt 
auszuschreiben. 

§ 67. ( 1 )  Ein Förderungsstipendium darf für ein Studienj ahr 10 000 S nicht 
unterschreiten und 50 000 S nicht überschreiten. Die Zuerkennung der Förde­
rungsstipendien erfolgt 'im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung. Auf die 
Zuerkennung besteht kein Rechtsanspruch . .  

(2) An Universitäten und Universitäten der Künste erfolgt die Zuerkennung 
im selbständigen Wirkungsbereich durch das oberste akademische Kollegialor­
gan, an in Fakultäten gegliederten Universitäten durch das Fakultätskollegium, 
an Universitäten, die nach dem UOG 1 993 eingerichtet sind, durch den Stu­
diendekan, an Theologischen Lehranstalten durch den Leiter der Lehranstalt 
nach Anhörung der an der Anstalt bestehenden Vertretung der Studierenden. 

§ 68. ( 1 )  Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der Privatwirt­
schaftsverwaltung an S tudierende und Absolventen ordentlicher Studien, deren 
Studienabschluß nicht länger als zwei Semester zurückliegt, zum Ausgleich 
sozialer Härten oder besonders schwieriger Studienbedingungen oder zur För­
derung nach Maßgabe der Studienvorschriften besonderer Studienleistungen, 
zur Förderung von Auslandsaufenthalten oder wissenschaftlicher oder künstle­
rischer Arbeiten Studienunterstützungen (Kostenzuschüsse, Sachzuwendun­
gen) gewähren. Für zwei Semester darf eine Studienunterstützung 2 000 S 
nicht unterschreiten und den Betrag der höchstmöglichen Studien beihilfe für 
diesen Zeitraum nicht überschreiten. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 64. ( 1 )  .Pro Kalenderjahr ist für F�rde�ungsstipendien insgesamt ein Betmg 
von 1 % der im Bereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur, Vollziehungsbereich Wissenschaft (Budgetkapitel 14), im letiten

' 
Ka­

lenderjahr für die Studienförderung aufgewendeten Mittel zur Verfügung zu 
stellen. 

- § 65. ( 1 )  Förderungsstipendien sind auszuschreiben 
1 .  an Universitäten durch den Studiendekan, 
2. an Universitäten der Künste durch das oberste Kollegialorgan; an Uni­

versitäten der Künste, die nach dem KUOG eingerichtet sind, durch den 
Studiendekan, 

3. an Theolo�ischen Lehranstalten durch den Leiter. 

§ 67. ( 1 )  Ein Förderungsstipendium darf für ein Studienjahr 700 € nicht un­
terschreiten und 3 600 € nicht überschreiten. Die Zuerkennung der Förderungs­
stipendien erfolgt im Rahmen der Privatwirischaftsverwaltung. Auf die Zuer-
kennung besteht kein Rechtsanspruch. . 

. 

(2) Die Zuerkennung der Förderungsstipendien erfolgt 
1. an Universitäten durch den Studiendekan, 
2. an Universitäten der Künste durch das oberste Kollegialorgan; an Uni­

versitäten der Künste, die nach dem KUOG eingerichtet sind, durch den 
Studiendekan, 

3 .  an Theologischen Lehranstalten durch den Leiter. 

Srudienunterstützungen 

§ 68. ( 1) Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der Privatwirt­
schaftsverwaltung an Studierende und Absolventen ordentlicher Studien, zum 
Ausgleich sozialer Härten oder besonders schwieriger Studienbedingungen, zur 
Unterstützung von Wohnkosten, zur Förderung von Studien an grenznahen 
nichtösterreichischen Universitäten und an nichtösterreichischen Fernuniver­
sitäten, zur Förderung nach Maßgabe der Studienvorschriften besonderer Stu­
dienleistungen, zur Förderung von Auslandsaufenthalten, zur Förderung wis­
senschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten, sowie zur Förderung des Erwerbs 
von Berufspraxis Studienunterstützungen (Kostenzuschüsse, Sachzuwendun­
gen) gewähren. Für zwei Semester darf eine Studienunterstützung 1 80 € nicht 
unterschreiten und den Betrag der höchstmöglichen Studienbeihilfe für diesen 
Zeitraum nicht überschreiten. 
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Geltende Fassung: 

(2) Für S tudienunterstützungen ist im Bereich jedes Bundesministeriums 
jährlich ein B etrag von mindestens 1 % der jeweiligen Aufwendungen für die 
Förderungsmaßnahmen des letzten Kalenderjahres zur Verfügung zu stellen. 

§ 68a. (1) . . .  

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung kann durch Ver­
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Unterricht und Kunst 
die Zuständigkeit dieser Stellen auf S tudierende an Pädagogischen Akademien, 
Berufspädagogischen Akademien, Akademien für Sozialarbeit, land- und 
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien und Konservatorien, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumen­
tenschutz auch auf Studierende an medizinisch-technischen Akademien und 
Hebarnmenakademien ausdehnen. 

§ 69. Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung hat im Rahmen 
des Hochschulberichtes (§ 44 AHStG) auch eine Statistik über die den Studie­
renden an den Universitäten und Kunsthochschulen gewährten Studienbeihil­
fen und weiteren Förderungsmaßnahmen zu veröffentlichen. 

§ 73. Wer wissentlich unwahre oder unvollständige Angaben macht oder auf 
andere gesetzwidrige Art wissentlich eine Studienbeihilfe oder eine andere 
Förderungsmaßnahme nach diesem Bundesgesetz zu erlangen sucht oder hie­
bei Hilfe leistet, macht sich einer Verwaltungsübertretung schuldig und wird, 
falls die Tat nicht nach anderen Bestimmungen mit strengeren Strafen bedroht 
ist, mit einer Geldstrafe bis zu 30 000 S oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Wochen bestraft. In diesem Fall verliert der Studierende einen allfälligen An­
spruch auf Studienbeihilfe oder eine andere Förderungsmaßnahme nach diesem 
Bundesgesetz. 

§ 75. ( 1) . . .  

(7) Für die Beurteilung von Anträgen auf Beihilfen für ein Auslandsstudium 
ist abweichend von § 1 Abs. 4 die Rechtslage zum Zeitpunkt der Erledigung 
maßgeblich. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Für Studienunterstützungen ist im Bereich jedes Bundesministeriums 
jährlich ein Betrag von mindestens 1 % der jeweiligen Aufwendungen des 
letzten Kalenderjahres für die Studienförderung zur Verfügung zu stellen. 

§ 68a. ( 1 )  . . .  

(2) Der Bundesminister für B ildung, Wissenschaft und Kultur kann durch 
Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Soziale Sicherheit 
und Generationen die Zuständigkeit dieser Stellen auch auf Studierende an 
medizinisch-technischen Akademien und Hebammenakademien ausdehnen. 

§ 69. Der Bundesminister für B ildung, Wissenschaft und Kultur hat im 
Rahmen des Hochschulberichtes (§ 1 8  Abs. 9 UaG) einen Bericht über die den 
Studierenden an Universitäten und Universitäten der Künste zuerkannten För­
derungen nach diesem Bundesgesetz zu veröffentlichen. 

§ 73. ( 1 ) Wer wissentlich durch unwahre oder unvollständige Angaben eine 
Studienbeihilfe oder eine andere Förderungsmaßnahme nach diesem Bundes­
gesetz erlangt oder zu erlangen sucht, ist mit Geldstrafe bis zu 2 000 € zu be­
strafen, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge­
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungs­
strafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist. 

(2) Die durch die Verwaltungsübertretung oder eine gerichtlich strafbare 
Handlung erlangten Studienbeihilfen oder sonstigen Förderungsmaßnahmel) 
nach diesem Bundesgesetz sind zur Gänze zurückzuzahlen. Allfällige weitere 
Ansprüche auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz gehen für immer verlo­
ren. 

§ 75. ( 1 )  . . .  

(7) Für die Beurteilung von Anträgen auf Beihilfen für ein Auslandsstudium 
ist abweichend von § 1 Abs. 4 die Rechtslage zum Zeitpunkt des Beginns des 
geförderten Auslandsstudiums maßgeblich. 
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Geltende Fassung: 

§ 76. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
1. hinsichtlich der Universitäten, der Akademie der bildenden Künste, der 

Kunsthochschulen und der Theologischen Lehranstalten der Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung, 

2. hinsichtlich der Pädagogischen Akademien, Berufspädagogischen Aka­
demien, Akademien für Sozialarbeit sowie der diesen vergleichbaren 
Privatschulen mit eigenem Organisationsstatut, Konservatorien und 
land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien der 
B undesminister für Unterricht und Kunst und 

3. hinsichtlich der medizinisch-technischen Akademien und Hebammen­
akademien der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumen­
tenschutz. 

§ 78. (1) . . . 

Vorgeschlagene Fassung: 

(21 )  Die Funktionsperiode der für das Studienjahr 2000101 bestellten Senate 
der Studienbeihilfenbehörde endet mit 31 .  August 200 1 .  

In § 76 Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge ,,Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz" durch die Wortfolge , ,Bundesminister für Soziale Si­
cherheit und Generationen" ersetzt. 

Die Wortfolgen ,,Bundesminister für Unterricht und Kunst", ,,zuständiger 
Bundesminister", ,,Bundesminister für Wissenschaft und Forschung", "Bundes­
minister für Wissenschaft und Verkehr", ,,Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst" in § 3 Abs. 1 Z 5 und 7, § 5 Abs. 1, § 5 Abs. 2, § 5 
Abs. 3, § 18 Abs. 5, § 19 Abs. 4, § 23 Abs. 5, § 26 Abs. 3, § 29, § 33 Abs. 2 und 
3, § 34 Abs. 2, § 62 Abs. 2, § 64 Abs. 2, § 68a Abs. 1, § 76 Abs. 1 Z 1 und 2 
werden durch die Wortfolge , ,Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur" ersetzt. 

§ 78. (1) . . .  

(17) Der § 3 Abs. 2, 3, 4 und 5 ,  der § 15 Abs. 3 ,  4 und 5 ,  der § 56 Abs. 4, 
der § 56a Abs. 1 ,  der § 56b Abs. 1, der § 56c Abs. 1, der § 59, der § 65, der 
§ 67 Abs. 2, der § 75 Abs. 7 und 21  sowie der § 78 Abs. 17 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/20aO treten mit 1 .  September 2000 in Kraft. 

(1 8) Der § 1 Abs. 1 und 2, der § 3 Abs. 1 ,  der § 5 Abs. 1 ,  2 und 3, der § 1 1  
Abs. 1 ,  der § 17 Abs. 4 ,  der § 1 8  Abs. 1 und 5 ,  der § 1 9  Abs. 4 und 6 ,  der § 20 
Abs. 1 , 3 bis 7, der § 21 Abs. 1, 3 und 4, der § 22a Abs. 1, der § 23 Abs. 5, der 
§ 24, der § 26, der § 27 Abs. 1 ,  der § 28, der § 29, der § 30 Abs. 2, 5 und 6, der 
§ 31 Abs. 1, 3 und 4, der § 32, der § 33 Abs. 2 und 3, der § 34 Abs. 2, der § 35 
Abs. 1 und 2, der § 37, der § 38,  der § 39 Abs. 2, 4 und 5, der § 40 Abs. 6 und 
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Geltende Fassung: V Qrgeschlagene Fassung: 

8, der § 4 1  Abs. 3, der § 46 Abs. I ,  der § 49 Abs. l , der § 50 Abs . 2, der § 5 1  
Abs. 2 ,  3 ,  4 und 6 ,  der § 52a Abs. 1 und 2 ,  der § 52b, der § 55, der § 56  Abs. I ,  
der § 58 Abs. 1 und 2, der § 6 1  Abs. 1 ,  der § 6 2  Abs. 1 ,  2 und 4 ,  der § 64 
Abs. 1 und 2, der § 67 Abs. I ,  der § 68,  der § 68a Abs. 1 und 2, der § 69, der 
§ 73 sowie der § 76 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI . I Nr. 
xxx/2000 treten mit 1 .  September 2001 in Kraft. 
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